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Ein Land bedingten 
Wissenschaftsvertrauens

Viele ÖSTERREICHERINNEN  UND  ÖSTERREICHER HALTEN  FORSCHUNG  UND  
WISSENSCHAFT  FÜR WICHTIG  – am ehesten für die Gesundheit. Am 
meisten vertrauen sie ihren Hausärztinnen und Hausärzten als 
Wissensquelle. Nicht zuletzt auch covid-19 hat offenbar zu Miss- 
trauen gegenüber der Politik geführt, hat jetzt eine Spectra-Umfrage 
im Auftrag der praevenire-Initiative ergeben. Führende Expertin-
nen und Experten fordern mehr Investitionen in Forschung und in 
Wissenschaftskommunikation. | von Wolfgang Wagner
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ie Österreicherinnen und Österrei-
cher, Wissenschaft und Forschung 
– das ist offenbar ein Trio mit einem
sehr komplexen Innenverhältnis.

In vielen Fällen reicht es offenbar nicht an die 
Anforderungen des 21. Jahrhunderts heran. 
Bereits vergangenes Jahr hat eine Euroba-
rometer-Umfrage für gehöriges Aufsehen 
gesorgt. Ihr zufolge ist das Interesse in Ös-
terreich im internationalen Vergleich extrem 
niedrig. Mehr als die Hälfte der Befragten gab 
damals an, dass Wissenschaft für ihr tägli-
ches Leben nicht wichtig sei, rund ein Drittel 
glaubt, dass Forscherinnen und Forscher nicht 
ehrlich sind. Beim Vertrauen in die Wissen-
schaft schnitt Österreich im Eurobarometer 
mit dem 26. von 27 Plätzen nur um einen 

Rang besser als Deutschland ab. In Sachen 
Biotechnologie waren die Österreicherinnen 
und Österreicher unter den EU-Mitgliedslän-
dern überhaupt am misstrauischsten.
Das war der Hintergrund für die praevenire 
Initiative „Wissenschaft für die Menschen“ 
und der Gesellschaft der Ärzte in Wien, die 
Spectra Marktforschungsgesellschaft (Linz) 
mit einer groß angelegten repräsentativen 
Erhebung zu beauftragen, welche die Meinun-
gen und Einstellungen der Österreicherinnen 
und Österreicher zum Thema „Wissenschaft“ 
genauer beleuchten sollte. Präsentiert wurden 
die Ergebnisse der Umfrage vom März 2022 
unter 1.031 direkt kontaktierten Personen 
am 11. Oktober im Wiener Haus der Ärzte 
(Billrothhaus). Fazit der genauen Analyse, so 
Dr. Walter Wintersberger (Spectra): „Es gibt 
nicht nur Schwarz, es gibt nicht nur Weiß. Die 
Mehrheit will, dass wir uns rational verhalten. 
66 Prozent meinen, Wissenschaft und For-
schung werden helfen, in Zukunft chronische 
Erkrankungen und Krebs besser behandeln 
zu können.“ Am wenigsten vertraut in Sachen 
Evidenzbasiertheit wird der Politik, der Regie-
rung, der öffentlichen Verwaltung sowie den 
Religionsgemeinschaften.

Gesundheit an der Spitze
Wissenschaft und Forschung haben immer 
Themen, die mehr oder weniger dringlich für 
die Menschen sind. Hier steht die Gesund-
heit für die österreichische Bevölkerung 
eindeutig an erster Stelle. Für 42 Prozent 
der Österreicherinnen und Österreicher sind 
Fragen der Gesundheit und der Gesund-
heitsvorsorge jene „Themenbereiche, die jetzt 
angegangen werden müssen, damit wir mit 
Zuversicht und Optimismus den kommenden 
Jahren entgegen blicken können (Umfrage-
text; Anm.).“ Dann folgen Demokratie, sozi-
ale Gerechtigkeit und Sicherheit (25 Prozent), 
Wirtschafts-, Finanzfragen, Arbeitsplätze 
(19 Prozent), Umweltfragen (17 Prozent) und 
Digitalisierung (4 Prozent). Wintersberger: 
„Bis 30, 35 Jahren steht die Umwelt im Vor-
dergrund. Im Alter über 50 merkt man, dass 
man nicht unsterblich ist.“ 49 Prozent der 
Menschen dieser Altersgruppe halten die Ge-
sundheit für besonders wichtig, 34 Prozent 
der 15-29-Jährigen die Umwelt.

Dies schlägt auch bei den präferierten 
Wissenschafts- und Forschungsbereichen 
durch. „Bitte investiert in Gesundheit und 
Umwelt“, leitete der Meinungsforscher 
Forderung aus den erhobenen Daten ab: 65 
Prozent der Österreicherinnen und Österrei-
cher (70 Prozent der Frauen, 61 Prozent der 
Männer, 72 Prozent der über 50-Jährigen) 
wünschen sich Investitionen in Gesundheit 
und Gesundheitsvorsorge, 40 Prozent in 
Umweltfragen, 35 Prozent in Wirtschaft, 
Finanzen und Arbeitsplätze.

Hohes Gut: Evidenzbasiertheit
Im Grunde sind die Menschen in Österreich 
an rationalen und evidenzbasierten Entschei-
dungen interessiert. Die Überlegung, dass 
die Gesellschaft nur dann eine „Zukunft in 
Wohlstand“ haben dürfte, wenn „wir unsere 
gemeinsamen Entscheidungen vernünftig und 
unvoreingenommen auf der Basis gesicherten 
Wissens und Erkenntnissen treffen“, stimmen 
79 Prozent voll oder größtenteils zu. Nur 4 
Prozent befürworteten diese Aussage nur noch 
„sehr bedingt“ oder „gar nicht“. Die Zustim-
mung ist offenbar deutlich abhängig von der 
Bildung (46 Prozent bei Maturantinnen  und 
Maturanten, Uni- oder FH-Absolventinnen 
und Absolventen, nur 37 Prozent der Personen 
mit abgeschlossener Lehre). Zwischen dem 
Land (31 Prozent) und der Stadt (Wien: 50 
Prozent; Landeshauptstädte 45 Prozent) gibt 
es deutliche Unterschiede.

Die Unterscheidung zwischen Wahr und Falsch 
hält ein überwiegender Teil der österreichi-
schen Bevölkerung für demokratiepolitisch 
wichtig. 78 Prozent stimmten voll oder größten-
teils dieser Aussage zu: „Eine Demokratie kann 
nur dann funktionieren, wenn Bürger in der 
Lage sind, zwischen ‚wahren‘ und ‚falschen‘ 
Informationen, sogenannten ‚Fake News‘, zu 
unterscheiden.“ Nur insgesamt 5 Prozent waren 
zum Zeitpunkt der Erhebung (März 2022) „gar 
nicht“ oder „nur sehr bedingt“ dieser Ansicht.

D

Wir sind Nobelpreisträger – 
das ist ein „Córdoba-Effekt”.
Hannes Androsch

Wir dürfen die Hände nicht in 
den Schoß legen.
Beatrix Volc-Platzer

Unser Wohlstand basiert auf 
Wissenschaft und Forschung.
Hannes Stockinger
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Eine Frage des Vertrauens
Deutliche Defizite tun sich in Österreich 
allerdings dann auf, wenn es um die Quellen 
der Informationen geht, denen man vertrauen 
kann. Für 71 Prozent sind „logisches Den-
ken“ und „Hausverstand“ die „zuverlässigsten 
Grundlagen zur Unterscheidung zwischen 
wahren und falschen Informationen.“ Dann 
folgen die persönliche Lebenserfahrung, wis-
senschaftliche Erkenntnisse und wissenschaft-
liche Arbeiten sowie Analysen (48 Prozent), 
Expertenmeinungen (40 Prozent). „Nur rund 
ein Drittel (31 Prozent; Anm.) sagt, dass die 
eigene Schulbildung hilft, zwischen Wahr und 
Falsch zu unterscheiden“, merkte Wintersber-
ger kritisch an. Medien schneiden mit 25 
Prozent bereits relativ schlecht ab.

Der tiefe Zwiespalt zwischen dem wirklichen 
Expertinnen und Experten entgegengebrach-
ten Vertrauen und dem Misstrauen der Politik 
gegenüber zeigt sich in folgender Rangliste, die 
widerspiegelt, wem am meisten vertraut wird:

-	 Wissenschaft und Forschung
	  (Exponenten): 68 Prozent
-	 Renommierte/bekannte Medien: 
	 46 Prozent
-	 Expertenkommissionen/Arbeitskreisen
	  und NGOs: jeweils 26 Prozent
-	 Wirtschaft/erfolgreiche Unternehmen: 		
	 10 Prozent
-	 Politik, Regierung, öffentliche Verwal- 
	 tung:	 7 Prozent
-	 Die eigene Religionsgemeinschaft: 
	 3 Prozent

„Die Religion hat ausgedient. Es gibt einen 
Vertrauensverlust in die Politik,“ sagte der 
Marktforscher. Ebenfalls nur 3 Prozent der 
Österreicherinnen und Österreicher halten 
„Politiker, Gesundheitssprecher und politi-
sche Parteien“ für die vertrauenswürdigsten 
Expertinnen und Experten in Gesundheits-
fragen (sehr großes Vertrauen), 6 Prozent 
hingegen Vertreterinnen und Vertretern alter-
nativmedizinischer Praktiken und 7 Prozent 
Gesundheitsbehörden etc. (8 Prozent: Exper-
tinnen und Experten der Pharmaindustrie). 
An der Spitze hingegen: Hausärztinnen und 
-ärzte (37 Prozent), Fachärztinnen und -ärzte 
(31 Prozent), diplomiertes Krankenpflege-
personal (17 Prozent) und Apothekerinnen 
und Apotheker (17 Prozent). Nimmt man die 
beiden höchsten Vertrauensgrade zusammen, 
kommen die Hausärztinnen und -ärzte auf 77 
Prozent Zustimmung, die Fachärztinnen und 
-ärzte auf 73 Prozent und die Krankenpflege-
rinnen und -pfleger auf 63 Prozent (Apothe-
kerinnen und Apotheker: 60 Prozent).

Einstellungsänderung dringend anzustreben
Für die bei der Präsentation der Umfrageer-
gebnisse anwesenden namhaften Expertinnen 
und Experten sind die Daten jedenfalls ein 
dringender Aufruf, in Österreich mehr in 
Wissenschaft und Forschung zu investieren 
und gleichzeitig die Wissenschaftskommuni-
kation auszubauen. Univ.-Prof. Dr. Beatrix 
Volc-Platzer, Präsidentin der Gesellschaft der 
Ärzte in Wien: „Interdisziplinarität in der wis-
senschaftlichen Diskussion ist extrem wichtig. 
Das Vertrauen in die Wissenschaft nimmt 
mit dem Alter zu. Wir dürfen die Hände aber 
nicht in den Schoß legen. Wir haben großen 
Nachholbedarf. Es geht darum, die Jugend bei 
diesem Thema abzuholen.“

„Wir sind Nobelpreisträger“
Der Ex-Finanzminister und langjährige 
Großindustrielle Dr. Hannes Androsch, 
auch ehemaliger Leiter des österreichischen 
Forschungsrates, betonte die strategische 
Bedeutung von Wissenschaft und Forschung 
für die Zukunft eines Landes wie Österreich: 
„Im Augenblick freuen wir uns und sind stolz 
unter dem Motto ‚Wir sind Nobelpreisträ-
ger‘. Das ist eine Art Córdoba-Effekt. Aber 
eine Schwalbe macht noch keinen Frühling. 
Wir sind eher im Winter.“ 1970 habe Öster-
reich erstmals ein Wissenschaftsministerium 
eingeführt, um es später wieder abzuschaffen. 
1970 sei die Kreditwürdigkeit Österreich von 
den Rating-Agenturen mit Triple A versehen 
worden, jetzt sei man bei einem Double A 
und negativem Ausblick. „Wir sind in den 
Innovationsratings deutlich zurückgefallen. 
(…) Bildung macht frei.“ Mangelnde Bildung 
schaffe hingegen die nächsten Sozialfälle. Oft 
nicht einfach sei die Situation der Letztverant-
wortlichen. Sie müssten aber ihre Motive klar 
darlegen: „Politikerinnen und Politiker müs-
sen Entscheidungen treffen, nicht immer auf 
eindeutiger Faktenlage. Wenn sie sich aber an 
Umfragen orientieren, dann geht das schief. 
Zweieinhalb Jahre Pandemiemanagement sind 
da exemplarisch.“

Das deutsche Wissenschaftbarometer zeigt, 
dass die Bevölkerung im Nachbarland zu 70 
Prozent der Wissenschaft vertraut, wenn sie 
Basis für Entscheidungen ist, aber auf die 
Frage, ob sich Wissenschaft in die Politik 
und alltägliche Entscheidungen einmischen 
soll, sagen 40 Prozent explizit „nein“ – das 

sei nicht ihre Rolle, erklärte Dr. Eva Höltl, 
Leiterin des Health Centers der Erste Group 
Bank AG und Mitinitiatorin der Initiative 
„Österreich impft“. Sie betonte die Wichtigkeit 
der durch die Umfrage erhobenen Meinung 
vieler Österreicherinnen und Österreicher, 
dass gemeinsame, vernünftige Entscheidun-
gen ohne Voreingenommenheit und auf der 
Basis von gesichertem Wissen und Erkennt-
nissen die Zukunft des Landes in Wohlstand 
sicherstellen würden: „Es wäre entscheidend 
zu beginnen, wo bereits etwas an Vertrauen 
da ist. Die Menschen glauben Expertinnen 
und Experten, aber nicht Expertengremien 
von Regierungen.“ Für mehr Kommunikation 
von gesichertem Gesundheitswissen sollten 
mit den in Österreich rund 1.000 Arbeitsme-
dizinerinnen und -medizinern jene Fachleute 
gewonnen werden, die den Lebenswelten der 
Menschen in der Erwerbstätigkeit am nächs-
ten kämen.

Großforschungseinrichtungen fehlen
Im Vergleich zu Deutschland fehle es in Öster-
reich an entschiedenem Einsatz für die Wis-
senschaft, betonte Univ.-Prof. Dr. Christoph 
Huber, Immunologe, Hämato-Onkologe und 
Co-Gründer von BioNTech: „Was wichtig ist? 
Was herauskommt im internationalen Ver-
gleich.“ Man müsse die Menschen für Bildung 
und Wissenschaft begeistern. Es fehle aber 
auch an den Rahmenbedingungen. Huber: 
„Es ist wohl so, dass öffentliche Erklärungen 
nur bedingt von entschlossenen Taten begleitet 
wurden. In Deutschland gibt es riesige Groß-
forschungsgesellschaften wie die Leibniz-Ge-
meinschaft, die Fraunhofer-Institute oder die 
Helmholtz-Gemeinschaft mit ihren Einrichtun-
gen. Da würden jährlich mehr als zehn Milliar-
den Euro investiert, 40.000 Forscherinnen und 
Forschern die Arbeit ermöglicht. „Es braucht 
verstärkte Forschungsförderung. Wir müssen 
miteinander sprechen.“ Huber nannte den 
Umstand, dass beispielsweise die neue geplante 
Medienförderung Wissenschaftsjournalismus 
nicht berücksichtige, „ganz entsetzlich, vernich-
tend“.
„Das Eurobarometer zeigte immer das Glei-
che. 30 Prozent der Österreicherinnen und 
Österreicher sagen, dass Wissenschaft und 
technologische Innovation keinen Effekt auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen haben wird, 
26 Prozent sprechen gar von einem negativen 
Effekt, nur 35 Prozent von einem positiven 
Impact“, erklärte Univ.-Prof. Dr. Hannes 
Stockinger, Präsident des Verbandes der  
Wissenschaftlichen Gesellschaften Öster-
reichs. „Unser Wohlstand basiert darauf.“ 
Erst jahrzehntelange Grundlagenforschung 
hätte die Basis für die Entwicklung von  
covid-19-Impfstoffen in Rekordzeit ermög-
licht. In Niederösterreich habe man immer-
hin eine Aktion „Wissenschaft im Wirtshaus“ 
ins Rollen gebracht, um mehr Verständnis 
bei den Menschen zu schaffen. „Wenn wir 
Wissenschafterinnen und Wissenschafter als 
Einzelne zu den Menschen gehen, bringen 
wir etwas weiter.“ Das große Manko: Wissen-
schaftskommunikation werde in der Ausbil-
dung und Karriere von Wissenschafterinnen, 
Wissenschaftern nicht abgebildet, komme gar 
nicht vor. Wissenschaftsskepsis kommt nicht 
von ungefähr ... 

Man sollte die Arbeitsmedizi-
nerinnen und -mediziner als 
Experten für Gesundheitsin-
formation nutzen.
Eva Höltl

Österreich braucht mehr  
Investitionen in die  
Forschung.
Christoph Huber

Die Mehrheit will, dass wir 
uns rational verhalten.
Walter Wintersberger

Das Podium der 
Pressekonferenz 
(v.l. n. r.)
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